
EUROPÄISCHES DENKMALSCHUTZJAHR 1975 

Kultusminister Prof. Dr. Wilhelm Hahn: 

Denkmalpflege betreiben: das ist nicht nur eine verpflichtende Aufgabe eines Kultur- 
staates oder das Hobby von Mitbürgern, die daran interessiert sind. Denkmalpflege 
gibt uns auch Antwort auf die Frage, was wir sind, und wo wir heute stehen. Überdies 
muß man die Denkmalpflege als einen Kernpunkt von Umweltschutz und Umwelt- 
gestaltung sehen. Denn die Denkmalpflege befaßt sich nicht nur mit der Erhaltung 
einzelner Kulturdenkmale, sondern auch mit dem Schutz von Straßen-, Platz- und 
Ortsbildern, d. h. mit dem unverwechselbaren Eigengepräge unserer Städte und Dörfer. 
Es gibt Stimmen, die meinen, nach dem zweiten Weltkrieg seien mehr Kulturdenk- 
male vernichtet worden als im Krieg selbst. Ob dies zutrifft, möchte ich offen lassen. 

Jedenfalls ist es jetzt allerhöchste Zeit, daß sich unser Land Baden-Württemberg, die 
Bundesrepublik und Europa darauf besinnen, wie die Maßnahmen zur Erhaltung des 
reichen kulturellen Erbes verstärkt werden können. Deshalb begrüße ich es lebhaft, 
daß der Europarat das Jahr 1975 zum Europäischen Denkmalschutzjahr erklärt hat. 
Ich gehöre dem Deutschen Nationalkomitee als Mitglied an, und ich hoffe, daß vom 
Denkmalschutz jähr wirksame Impulse für die praktische Politik ausgehen. Diese 
Anstöße sollten und werden sich in weite Bereiche auswirken: in die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, in die Praxis der Behörden und in Ausbildungsbestimmun- 
gen. Ich hebe zwei Gesichtspunkte besonders hervor: 

Baden-Württemberg hat ein — modernen Anforderungen genügendes — Denkmal- 
schutzgesetz erlassen, das am 1. Januar 1972 in Kraft getreten ist, und das sich als ein 
wirksames Instrument bereits bewährt hat. Unser Land hat auch in den vergangenen 
Jahren beträchtliche finanzielle Mittel bereitgestellt. Es wird aber in der Zukunft 
notwendig sein, die Anstrengungen noch zu verstärken. Denn Baden-Württemberg 
hat — als kulturdenkmalreichstes Land der Bundesrepublik neben Bayern — gerade 
auch in dieser Beziehung besondere Verpflichtungen. Die Landesregierung hat sich vor 
kurzem grundsätzlich mit Fragen der Denkmalpflege befaßt. Sie hat dabei mit Nach- 
druck auf die Bedeutung der Denkmalpflege für unser Land hingewiesen. Und sie hat 
ihre Bereitschaft erklärt, im Rahmen der allgemeinen Finanzlage des Landes nach 
Möglichkeit in künftigen Haushalten verstärkt zusätzliche Mittel für die Denkmal- 
pflege bereitzustellen. 

Einem freiheitlich-demokratischen Staat wie der Bundesrepublik Deutschland steht es 
wohl an, auch die Denkmalpflege nicht nur als Sache der öffentlichen Hand anzusehen, 
sondern in dieser Beziehung ebenfalls die private Initiative anzuregen. Deshalb habe 
ich die Bundesrats-Initiative nachdrücklich unterstützt, mit der durch eine Änderung 
des Einkommensteuergesetzes Steuererleichterungen für die Erhaltung kulturhisto- 
risch wichtiger Bauten geschaffen werden sollen. Ich hoffe, daß auch der Bundestag 
sich dieser Auffassung anschließt, und daß das Gesetz bald verabschiedet werden kann. 
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SCHLOSS BRUCHSAL. Dreißig Jahre nach der Zerstörung, nach rund achtzehnjähriger Wiederaufbauzeit, konnte die Stadt 
Bruchsal die Wiedereröffnung ihres Schlosses feiern. Der Mittelteil der berühmten Barockanlage wird als Außenstelle des 
Badischen Landesmuseums der Öffentlichkeit zugänglich sein. Kuppelsaal, Fürstensaal und Marmorsaal — die drei original- 
getreu wiederhergestellten Prunkräume — sowie die Treppe Balthasar Neumanns sollen auch für repräsentative Zwecke zur 
Verfügung stehen. 



Präsident Dr. Georg Sigmund Graf Adelmann: 

Auf Initiative des Europarates begehen wir dieses Jahr 
das Europäische Denkmalschutzjahr. „Eine Zukunft für 
unsere Vergangenheit" ist das Schlagwort, das die Ab- 
sicht deutlich macht, das Verständnis der Öffentlich- 
keit für das historische Erbe zu wecken. Seit Beginn des 
Denkmalschutzgedankens zu Ende des 18. Jahrhunderts 
in Europa, dann aber auch in Baden und in Württem- 
berg, setzten sich nur wenige für die Erhaltung histo- 
rischer Bauten, einzelner Kunstobjekte und der Stadt- 
und Kulturlandschaften ein. Die Staatlichen Verwal- 
tungen unseres heutigen Landes Baden-Württemberg 
organisierten erst 1853 beziehungsweise 1858 die Ämter 
für Denkmalpflege, eine schmale Grundlage des heu- 
tigen Landesdenkmalamtes. 

Seit Jahren versuchen wir den Denkmalschutzgedanken 
auf eine breite Basis zu stellen. Dem diente so die Her- 
ausgabe dieser Zeitschrift, die in außerordentlich großer 
Verbreitung in die Öffentlichkeit gelangt. 

Das Denkmalschutz jähr 1975 will den einzelnen Bürger 
wie die Verantwortlichen aktivieren, ihr Bewußtsein 
für die Unverwechselbarkeit der Kulturlandschaften 
Europas wecken. Lord Duncan Sandys, einer der Führer 
der großangelegten Kampagne, schreibt, daß „die reich- 
haltige und vielfältige Architektur Europas und der 
außerordentliche Charakter seiner historischen Städte 
in zunehmendem Maße der Sorglosigkeit jener zum 
Opfer fallen, die den unüberlegten Abriß und unge- 
schickte Umbauaktionen veranlassen oder gutheißen. 
Wir müssen also endlich aufwachen und uns dieser Ent- 
wicklung entgegensetzen, bevor es endgültig zu spät 
ist." — Der Wiederaufbau der Städte und Dörfer nach 
dem letzten Kriege, die schnelle Entwicklung der moder- 
nen Industrie und Wirtschaft mit ihren Büroarchitek- 
turen, der Vorrang des Verkehrs, alles mit einer rasan- 
ten Veränderung, teilweise bis zu einer unmenschlichen, 
platten und häßlichen Wirkung, hat bereits das Unbe- 
hagen und den Protest vieler Bürger hervorgerufen. 
Das Denkmalschutzjahr kommt daher nicht von un- 
gefähr, so wenig wie im Jahre 1970 das Umweltschutz- 
jahr begangen wurde, das aus einer natürlichen Er- 
kenntnis der drohenden Gefahren in der Natur für die 
Menschheit erwuchs. 

Baden-Württemberg hat erst vor kurzem, in einer Mini- 
sterratssitzung der Landesregierung, seine Verpflichtung 
zur Bewahrung des reichen Bestandes an Bau- und 
Kunstdenkmalen bekräftigt. Das Jahr 1975 kann Höhe- 
punkte dieses Bemühens aufweisen, ist doch der Wie- 
deraufbau des im Kriege zerstörten Schlosses in Bruch- 
sal abgeschlossen und wird im Herbst die Klosterkirche 

in Neresheim wieder eingeweiht. Mit beiden ist der 
Name Balthasar Neumanns verknüpft. 

Aber auch sonst sind als beachtliche Unternehmungen 
zu nennen: die Sanierung und Rettung der Stiftskirche 
zu Herrenberg oder der Augustinerkirche in Oberndorf. 
Als Gesamtanlage wurde der ganze Ort Bebenhausen, 
die spätromanische ehemalige Klosteranlage des Zister- 
zienserordens, unter Denkmalschutz gestellt. Noch in 
diesem Jahre werden weitere Ensembles geschützt, wie 
zum Beispiel der barocke Marktplatz in Ludwigsburg 
und die nördliche Häuserreihe der Calwerstraße in 
Stuttgart. 

Stadtkernsanierungen, die in den Planungen den not- 
wendigen Vorrang erhalten, laufen in Heidelberg, 
Wimpfen, Schwäbisch Hall, Ravensburg, Freiburg und 
anderswo an. Aber auch Einzelobjekte, die ohne ihre 
Umgebung kaum denkbar und wesentliche Bestand- 
teile von Ensembles sind, gehen in diesem Jahre der 
Wiederherstellung entgegen, so etwa das Rathaus in 
Isny, ein barockes Patrizierpalais des 17. Jahrhunderts, 
oder auch zahlreiche Gebäude in Ladenburg, die das 
Stadtbild dieser alten, bis auf die Römer zurückgehen- 
den Stadt ausmachen. 

Das Denkmalschutzjahr 1975 wird noch durch weitere 
Akzente in Baden-Württemberg betont. Gemeinsam 
zeigen der Württembergische Kunstverein in Stuttgart 
und das Landesdenkmalamt im Sommer eine Ausstel- 
lung über die Stuttgarter Bürgerbauten 1860 bis 1950, 
ein Plädoyer für ihre Erhaltung. Weitere Ausstellungen 
finden auch noch in Waldshut („Kultur der Wald- 
städte"), Tiengen, Freiburg (Glasfenster) statt. — Eine 
Wanderausstellung der Bodendenkmalpflege wird im 
Juli in Aalen beginnen und von Ort zu Ort gezeigt 
werden. Auf diesem besonderen Gebiet der Denkmal- 
pflege kann auch die konservierte Feldwache des räti- 
schen Limes in Dalkingen der Öffentlichkeit übergeben 
werden. Es würde zu weit führen, noch weitere Ver- 
anstaltungen, Vorträge und ähnliches hier aufzuzählen. 

Eine Zukunft für unsere Vergangenheit ist das Thema 
des Denkmalschutzjahres. Zukunftsstudien sind aktuell 
geworden. Der Versuch liegt nahe, sich ein Bild des 
Lebens zu machen, in der neue Generationen sich be- 
wegen müssen. Die Weichen für das Jahr 2000 werden 
heute schon gestellt. Das bedeutet für die heute tätigen 
Bürger eine schwere Verpflichtung. Der jetzt heranwach- 
senden Jugend soll das Leben im Jahre 2000 lebenswert 
sein, nicht nur in der Politik, der Wirtschaft, in den 
Wissenschaften. Das historische Erbe, Ausdruck mensch- 
lichen Geistes, gehört nicht zum mindesten dazu. 
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Staatsminister Prof. Dr. Hans Maier: 

Bei der Eröffnung des Denkmalschutzjahies 1975 in Bonn in Anwesenheit des Bundespräsidenten Walter Scheel 
wurden gewichtige Stimmen laut. Es sprachen Georg Kahn-Ackermann, Generalsekretär des Europarates, Lord 
Duncan Sandys, Präsident des Internat. Organisations-Komitees des Europäischen Denkmalschutzjahres (EDS]) 
1975, Dr. Hermann Schmitt-Vockenhausen, Vizepräsident des Deutschen Bundestages, Präsident des Deutschen 
Städte- und Gemeindehundes, Prof. Dr. Werner Maihofer, Bundesminister des Innern, und Prof. Dr. Hans Maier, 
Bayerischer Staatsminister für Unterricht und Kultus. Minister Maier hat als Präsident des Deutschen National- 
komitees für das EDS/ 1975 wichtige Worte gefunden, denen wir hiermit eine weite Verbreitung in Baden-Würt- 
temberg geben wollen. 

Die letzten Jahre haben der Bundesrepublik geradezu 
eine Welle von Denkmalschutzgesetzen gebracht. Wäh- 
rend in den fünfziger Jahren nur ein Land, Schleswig- 
Holstein, ein Gesetz zum Schutz seiner Denkmäler er- 
ließ und sich in den sechziger Jahren keines der nach 
dem Grundgesetz für diese Materie zuständigen Bundes- 
länder zu einem solchen Gesetz aufraffen konnte, folg- 
ten von 1971 an in rascher Folge Baden-Württemberg, 
Bayern, Hamburg und im Herbst des letzten Jahres Hes- 
sen. Weitere Länder bereiten Denkmalschutzgesetze 
vor. Den Grund für diese Entwicklung sollten wir, so 
meine ich, nicht allein in dem Tatendrang unserer Par- 
lamente sehen, sondern in der allmählich wachsenden 
Erkenntnis, daß wir jetzt noch, aber nur noch in der 
nächsten Zeit, die Möglichkeit haben, die Rettung 
eines wichtigen Teiles unserer geschichtlichen Uberlie- 
ferung für uns und unsere Nachkommen in Angriff zu 
nehmen. 
Die Pflege von Denkmälern gehört seit langem zu den 
Aufgaben der deutschen Länder. Schon in der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts begann man an vielen Or- 
ten mit der Sicherung und Restaurierung hervorragen- 
der Baudenkmäler vor allem aus der romanischen und 
gotischen Zeit, vielfach im Stil des damaligen Zeit- 
geschmacks. Die Fertigstellung des Kölner Doms und 
anderer großer gotischer Kirchen von der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts an zeigt, daß man damals die Ver- 
gangenheit ohne allzuviele Überlegungen als etwas 
durchaus noch Lebendiges und in die damalige Gegen- 
wart Fortwirkendes ansah. Was nicht gefiel, wurde nicht 
beachtet und, wie es zum Beispiel in Bayern gegen Ende 
des Jahrhunderts mit den Denkmälern des Barock und 
des Rokoko passierte, nicht einmal in die damals ent- 
stehenden Kunstdenkmäler-Inventare aufgenommen. 
Für lange Jahrzehnte blieben die Instandsetzung von 
Baudenkmälern, die Freilegung und Bergung von Boden- 
denkmälern und die finanzielle Unterstützung solcher 
Maßnahmen die wesentlichen einschlägigen Aktivitä- 
ten der öffentlichen Hand. Die Erhaltung der Ortsbilder 
funktionierte bis in unser Jahrhundert hinein mit Hilfe 
der Bauordnungen im großen und ganzen recht gut. 

Der Zweite Weltkrieg zerstörte unsere Städte und damit 
auch die kontinuierliche Entwicklung der Denkmal- 
pflege. Die Bemühungen der Nachkriegs jähre galten zu- 
nächst der Wiederherstellung der wichtigsten Monu- 
mente. Kirchen, Rathäuser und Residenzen konnten in 
den meisten Fällen, in denen die Substanz wenigstens 
teilweise die Katastrophe überdauert hatte, bald und 
gut wiederhergestellt werden. Aber durch die Zerstö- 
rung unserer Stadt- und Ortskerne und Wohnviertel 
entstanden nun Probleme anderer Art. Zu Anfang 
waren die gefundenen Lösungen noch verhältnismäßig 
einfach. Den Wert des Erhaltenen schätzte man immer 
noch hoch ein. Das zeigen die in den fünfziger Jahren 
wieder aufgebauten und neu gestalteten Stadtviertel. 
Doch die Weiterentwicklung derartiger Projekte in den 
sechziger Jahren verursachte zunehmend Unbehagen: 
Es zeigte sich — als eine Spätfolge des im Kriege ent- 
standenen Denkens —, daß man in der Meinung, nichts 
sei unersetzlich, schließlich kein Ende des Zerstörens 
mehr finden konnte. Dem materiellen Wohlstand, der 
Verbesserung des Wohnkomforts, der Schaffung großer 
Geschäfts- und Verwaltungszentren und vor allem der 
Wahnidee, unsere bis dahin auf menschliches Zusam- 
menleben zugeschnittenen Altstädte „autogerecht" zu 
machen, fielen in einem erschreckenden Umfang Ge- 
bäude zum Opfer, die den Krieg überstanden hatten 
und die keine Mängel aufwiesen, die man nicht bei 
gutem Willen wieder hätte beseitigen können. Die Ver- 
luste an historischer Bausubstanz, die erst nach dem 
Kriege eintraten, stehen hinter den Kriegsverlusten an 
vielen Orten nicht zurück. 
Diese Bestrebungen und Entwicklungen, die man vor 
dem Hintergrund des Glaubens an einen unaufhörli- 
chen materiellen Fortschritt wird sehen müssen, und für 
die übertriebenes Gewinnstreben wohl ebenso mitbe- 
stimmend war wie die mangelnde Bereitschaft der Pla- 
ner, auch schon Vorhandenes als eine erhaltenswerte 
Leistung anzuerkennen — diese Bestrebungen haben in 
der zweiten Hälfte der sechziger Jahre Gegenkräfte, fast 
könnte man sagen, eine Gegenbewegung ausgelöst, die, 
ausgehend von der richtigen Erkenntnis, daß die Erhal- 
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tung des trotz aller Zerstörungen und Beeinträchtigun- 
gen immer noch großen, reichen und schönen architek- 
tonischen Erbes durch die private und oft zufällige Ini- 
tiative weniger einzelner nicht mehr gesichert ist, einen 
wirksamen Schutz dieses Erbes durch die öffentliche 
Hand verlangen. 

Wogegen müssen unsere Baudenkmäler, unsere Orts- 
kerne und Stadtviertel und auch unsere Dorfkerne ge- 
schützt werden? Gegen eine normale und sinnvolle Ent- 
wicklung sicher nicht; denn wir können nicht auf einer 
Zeitstufe einfach stehenbleiben, das kann und wird 
vernünftigerweise niemand verlangen. Aber wogegen 
wir uns mit allen Kräften zur Wehr setzen müssen, das 
sind die übertriebenen Vorstellungen der letzten zehn 
Jahre, deren Verwirklichung sich in vielfacher Weise 
zum Schaden unserer historischen Gebäude und Le- 
bensräume auswirkt. Ich denke hier an die Verkehrs- 
und Straßenplaner, die oft über das im Prinzip billigens- 
werte Ziel, den Autoverkehr von vermeidbaren Behin- 
derungen zu befreien, hinausschießen. Ich denke an 
Städteplaner und Architekten einzelner Gebäude, die 
oft mit einer einzigen Neuschöpfung das in Jahrhun- 
derten gewachsene Gefüge, die Dimensionen eines 
Stadtviertels oder eines ganzen Ortes zerstören. Ich 
denke an die Architekten, von denen manche der Fas- 
zination modischer Baustoffe so sehr verfallen sind, daß 
sie die stille und zierliche Schönheit einer Putz- oder 
Stuckfassade nicht mehr wahrzunehmen scheinen und 
sich ihr nicht mehr anpassen können. Ich denke auch 
an diejenigen, die gar nicht planen und gar nichts tun, 
bis eines Tages der Verfall soweit fortgeschritten ist, 
daß ein altes Gebäude nicht mehr instandgesetzt wer- 
den kann. Ich denke an die Träger unseres Wirtschafts- 
lebens, die der Allgemeinheit große Dienste erweisen 
könnten, wenn sie sich wenigstens in manchen Fällen 
mit einer weniger radikalen Ausnützung von Grund- 
stücken in empfindlichen Bereichen zufriedengeben 
könnten. Ich denke nicht zuletzt an die öffentliche Hand 
selbst, die in der Meinung, dem Gemeinwohl zu die- 
nen, beim Bau von Verwaltungs-, Schul- und Hoch- 
schulgebäuden und auch sonst ein gehöriges Maß von 
Sünden auf sich geladen hat. Ich denke aber auch an 
die Denkmalpfleger selbst und bitte sie, nicht durch ein 
kleinliches Festhalten an jedem Steinchen vertretbare 
Lösungen unmöglich zu machen. Nicht zuletzt sollten 
wir unsere Denkmäler auch vor jenen Gegnern schüt- 
zen, die heute jederzeit bereit sind, Lippenbekenntnisse 
für die Erhaltung aller Denkmäler abzugeben, die aber 
in jedem Einzelfall, in dem es darauf ankäme, sich nun 
auch mit Taten für ein Denkmal einzusetzen, von 

Venedig bis Eltville zur Zerstörung von Denkmälern 
beitragen. 

★ 

Beim Schutz der Denkmäler, so wie ihn das Europäi- 
sche Denkmalschutz} ahr verstanden wissen will, geht 
es nicht nur, und nicht einmal in erster Linie, um Ab- 
wehr, um Verbote und Anordnungen. Selbstverständ- 
lich wird man ohne Eingriffe nicht ganz auskommen 
können. Aber es wäre töricht zu glauben, mit hoheit- 
lichen Maßnahmen allein seien die Probleme zu lösen. 
Der Initiator des Europäischen Denkmalschutzjahres, 
Lord Duncan Sandys, und ihm folgend der Europarat 
haben das von Anfang an erkannt. Sie haben deshalb 
ein nur rückwärtsgewandtes, nur defensorisches Pro- 
gramm vermieden. „Reaktivierung" heißt die Devise. 
Der Vergangenheit soll eine Zukunft gesichert werden. 
Mit Recht, denn die bloße Erhaltung der übriggebliebe- 
nen Zeugnisse der Baukultur Europas genügt nicht. Man 
kann nicht erwarten, daß die Allgemeinheit mit der 
Vergangenheit leben will, wenn diese nichts ist als 
Museum oder ein Friedhof von ungeheuren Dimensio- 
nen. Die Bürger selbst müssen das Leben mit der Ver- 
gangenheit akzeptieren. Doch gerade hierin liegen die 
Schwierigkeiten. Denn das Interesse an der Erhaltung 
der Baudenkmäler steht häufig im Widerspruch mit 
Forderungen des Verkehrs und der Wirtschaft, mit 
Wünschen nach bequemem und zeitgerechtem Woh- 
nen, mit der Phantasielosigkeit manches Architekten, 
der Bequemlichkeit mancher Verwaltungsstelle, der 
Mutlosigkeit mancher Politiker, mit Vorstellungen über 
eine optimale Ausnutzung von Grundstücken und mit 
der Gleichgültigkeit eines erheblichen Teils der Bevöl- 
kerung. 

Die technischen Probleme, die bei der Restaurierung 
einzelner Gebäude entstehen, können heute als gelöst 
betrachtet werden. Es gibt jedoch keinerlei Rezepte, wie 
man brachliegende oder unterwertig oder falschgenutzte 
Bausubstanz sinnvoll in das gegenwärtige und zukünf- 
tige Leben einer Stadt integrieren kann. Manche Ent- 
wicklungen, die der Erhaltung der Denkmäler schaden, 
sind kaum zu beeinflussen. Wie etwa die Mannigfaltig- 
keit und Kleinmaßstäblichkeit unserer Altstädte durch 
eine Zeit gerettet werden soll, in der das handwerkliche 
Bauen von industriellen Bauweisen fast völlig ver- 
drängt wurde und in der immer mehr kleine Geschäfts- 
und Handwerksbetriebe verschwinden, um großstruk- 
turierten Geschäftszentren und Gewerbebetrieben Platz 
zu machen — das wird zur Zeit niemand schnell und 
sicher angeben können. 
Unter diesen ungünstigen Vorzeichen müssen wir uns 
darüber im klaren sein, daß eine vollkommen unver- 
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änderte Erhaltung historischer Gebäude in der Regel 
nur da einen Sinn haben kann, wo Baudenkmäler noch 
etwa so genutzt werden wie im Zeitpunkt ihrer Errich- 
tung, oder wo die ursprüngliche durch eine rein muse- 
ale Nutzung ersetzt wurde. Es geht aber nicht an, daß 
über unsere Altstädte und Dorfkerne, deren Lebendig- 
keit noch vor wenigen Jahren so selbstverständlich war, 
daß niemand darüber ein Wort verlor, die Käseglocke 
des Musealen gestülpt wird, daß sie wie Ausstellungs- 
stücke in einer Vitrine zur Schau gestellt werden. Wenn 
es gelingen soll, die ungeheure Masse schutzwürdiger 
Gebäude und Ensembles in Europa in unser Leben ein- 
zubeziehen, dann sollten und können wir nicht klein- 
lich bis zum letzten Stein alles so erhalten wie es ein- 
mal war. Niemand kann heute unter den Bedingungen 
des 18. oder 19. Jahrhunderts wohnen und arbeiten. 
Daß ein Ortskern oder ein Stadtviertel aus dieser Zeit 
von der Bevölkerung als Wohnquartier angenommen 
wird, daß es dort Arbeitsplätze gibt, das muß uns das 
Opfer mancher liebgewordenen Einzelheiten wert sein. 
Denn die mögliche Alternative steht drohend vor uns: 
völlige Beseitigung des Alten bis auf einige Traditions- 
inseln und Ersatz durch neue Gebäude und Stadtviertel, 
denen nach allen bisher gemachten Erfahrungen das 
individuelle Gesicht und die menschlichen Züge oft 
fehlen. Gewiß, einem Manipulieren mit der histori- 
schen Substanz sollte niemand das Wort reden. Es geht 
auch nicht um leichte Ausreden für diejenigen, die altes 
Gemäuer ohnehin als eine Last ansehen. Aber ohne 
Nutzung ist ein Baudenkmal verloren. Das ist auch 
einer der Grundgedanken der heutigen Denkmalschutz- 
gesetzgebung. Wenn trotz aller Bemühungen ein Haus 
leersteht, so lange man es nicht den Bedürfnissen der 
Gegenwart anpassen darf, dann kann man gegen eine 
Modernisierung eines solchen Hauses in der Regel nichts 
einwenden. Und auch eine Verbindung von neuer und 
alter Architektur ist von Haus aus nicht völlig aus- 
geschlossen, so gering die Zahl der guten Beispiele auch 
sein mag. 

* 

Zum Schluß will ich versuchen, einige Anregungen zu 
geben, die zur Erreichung der genannten Ziele beitra- 
gen sollen. Zum Teil gehen sie auf Beratungen und 
Empfehlungen des Nationalkomitees für das Europäi- 
sche Denkmalschutzjahr zurück. 

Erstens: Für die Zukunft der Denkmäler ist die Bereit- 
stellung ausreichender Mittel vor allem für Erhaltungs- 
maßnahnien aller Art von entscheidender Bedeutung. 
Länder, Gemeinden und Kirchen geben zwar jedes Jahr 
Beträge von beträchtlicher Höhe für die Erhaltung von 
Denkmälern aus — allein die einschlägigen Haushalts- 
ansätze der Länder erreichten im vergangenen Jahr eine 

Gesamthöhe von 188 Millionen —; aber diese Beträge 
sind gering im Verhältnis zum Bedarf und im Verhält- 
nis zu anderen Ausgabeposten, wenn man etwa be- 
denkt, daß die Kosten eines Autobahnkilometers der- 
zeit im Durchschnitt 10 Millionen betragen und daß 
für den Hamburger Elbtunnel mehr als 500 Millionen 
DM ausgegeben wurden. 

Mit zu berücksichtigen sind in diesem Zusammenhang 
auch die hohen öffentlichen Mittel, die jedes Jahr für 
Zwecke ausgegeben werden, die sich für Denkmäler 
mehr oder weniger schädlich auswirken. Den mit Mit- 
teln des Straßenbaus, des sozialen Wohnungsbaus, der 
Landwirtschaft, der Stadtsanierung und vieler anderer 
Haushaltstitel bezuschußten Vorhaben fallen in jedem 
Jahr wichtige Denkmäler zum Opfer, keineswegs in 
allen Fällen aus zwingenden Gründen. Die Devise muß 
daher lauten: Mehr Geld für, weniger Geld gegen die 
Denkmalpflege. In ihrem ersten Teil richtet sich die 
Forderung vor allem an Länder und Gemeinden, in 
ihrem zweiten Teil auch an den Bund. Soweit es um 
die Bereitstellung erhöhter Mittel geht, sollten auch die 
Möglichkeiten von Haushaltsumschichtungen einge- 
hend geprüft werden, nicht zuletzt auch deswegen, weil 
durch Unterstützung kleinerer, qualifizierter Betriebe in 
allen Teilen der Bundesrepublik auch eine aus anderen 
Gründen nützliche gezielte Konjunkturpolitik betrieben 
werden kann. 

An zweiter Stelle nenne ich die Notwendigkeit steuer- 
licher Vergünstigungen für die Instandsetzung, die In- 
standhaltung und den Erwerb von Baudenkmälern. Der 
Bundesrat hat im Sommer des letzten Jahres einen Ge- 
setzentwurf beim Bundestag eingebracht, der für solche 
Maßnahmen die gleichen steuerlichen Vergünstigungen 
vorsieht wie sie für die Errichtung neuer Wohngebäude 
vor allem aufgrund des § 7 b des Einkommensteuer- 
gesetzes seit langem bestehen. Die Behandlung des Ge- 
setzentwurfs in den Ausschüssen des Bundestages steht 
bevor. Leider hat die Landesregierung zu dem Entwurf 
eine ablehnende Stellungnahme abgegeben. 

Ich bin der Auffassung, daß der Erlaß dieses Gesetzes 
von größter Dringlichkeit ist. Jahrzehntelang wurde die 
Investitionstätigkeit durch günstige steuerliche Regelun- 
gen — vor allem anfangs aus guten Gründen — nur auf 
die Errichtung von Wohnbauten gelenkt. Wenn die 
Erhaltung von Baudenkmälern nicht in gleichem Maße 
gefördert wird wie die Errichtung von Neubauten, dann 
werden die meisten Baudenkmäler in privatem Besitz 
über kurz oder lang zugrunde gehen — wir dürfen uns 
da keinen Illusionen hingeben. Hier, bei der Regelung 
dieser Fragen, zeigt es sich, ob die Bekenntnisse zum 
Denkmalschutz ernst gemeint sind oder nicht. Und ich 
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LUDWIGSBURG — MARKTPLATZ. „Weit und breit in seiner Ausdehnung umgeben ihn über luftigen Arkaden hingelagerte 
Häuser, deren Höhe der Baumeister absichtlich ganz niedrig bemessen hat, um den beiden Kirchen die beherrschende Wucht 
des Eindrucks zu sichern." (BelsdinerlHudelmaier, Ludwigsburg im Wechsel der Zeiten, 1969) 
Seit 1709 entstand neben dem Schloß die Stadt Ludwigsburg. Wie sonst nicht oft zu sehen, konnte ihr Kerngebiet seine Ein- 
heitlichkeit über die lahrhunderte bewahren und spiegelt so auch heute noch als erstklassiges Beispiel das Milieu seiner Ent- 
stehung, den aufgeklärten Absolutismus, wider. Noch in diesem Jahr wird die hervorragende Raumschöpfung unter Denk- 
malschutz gestellt werden. 
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bin der Meinung, so lange die Steuerausfälle, die durch 
die steuerliche Begünstigung des Baus von Zweitwoh- 
nungen entstehen, für die öffentliche Hand tragbar 
sind, so lange kann niemand guten Gewissens steuer- 
liche Vergünstigungen für die Instandsetzung von denk- 
malwürdigen Altbauten im Hinblick auf befürchtete, 
möglicherweise aufs ganze gesehen nicht einmal zu 
Recht befürchtete, Steuerausfälle ablehnen. Ich wende 
mich ganz besonders an die Herren Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages mit der herzlichen Bitte, den 
Gesetzentwurf des Bundesrats bald und ohne Ein- 
schränkungen zu verabschieden, damit die Bundesrepu- 
blik im Europäischen Denkmalschutz) ahr einen wirk- 
lichen Beitrag zur Erhaltung ihrer Denkmäler leistet. 

Zum dritten scheint es mir notwendig, die denkmal- 
erhaltenden Kräfte bei Planungen, und zwar bei kom- 
munalen, bei staatlichen und privaten Planungen, in 
ganz anderem Umfang und auf ganz andere Weise her- 
anzuziehen und ihren Einwendungen und Vorschlägen 
in ganz anderem Maße Rechnung zu tragen, als dies 
bis jetzt üblich ist. Menschliche Bequemlichkeit und 
Unbeweglichkeit ist eine Tatsache, an der wir in vielen 
Fällen leider nicht vorbeikommen. Sie ist häufig ein 
Grund dafür, warum Einwendungen der Denkmalämter 
gegen Planungen nicht berücksichtigt werden. Es scheint 
mir daher erforderlich zu sein, die Denkmäler bei Ver- 
kehrsplanungen und bei Maßnahmen der Stadtsanie- 
rung, bei der Planung neuer Industriegebiete und 
Wohnviertel und in allen weiteren einschlägigen Fällen 
schon vom Stadium der ersten Vorüberlegungen an, 
wenn noch echte Alternativen möglich sind, in die Pla- 
nungen und Erörterungen einzuschalten. Und es scheint 
mir auch erforderlich, daß die Einwendungen der Denk- 
malämter weit stärker berücksichtigt werden als bisher. 
Insbesondere bei Stadtsanierungen sind die Forderun- 
gen des Denkmalschutzes von größter Bedeutung und 
müssen regelmäßig Ausgangspunkt aller Versuche zur 
Neugestaltung sein. Dieser Wunsch richtet sich an alle 
für die Ausgestaltung und Durchführung von Verfah- 
ren der genannten Art zuständigen Stellen des Bundes, 
der Länder und der Gemeinden. 

Mein vierter Wunsch zielt auf die Forschung. Die Pro- 
bleme der Nutzung alter Ortskerne und größerer Stadt- 
viertel gehen bekanntlich über Fragen der Gebäude- 
erhaltung weit hinaus. Probleme der angemessenen 
Verkehrserschließung und der Versorgung der Bevölke- 
rung mit kommunalen und anderen Einrichtungen, vor 
allem aber die Fragen, die sich aus der Veränderung der 
wirtschaftlichen Strukturen im Bereich des Handels und 
des Handwerks ergeben, sind noch weit von einer guten 
Lösung entfernt und vielfach noch nicht ausreichend 

durchdacht. Die Hochschulen und andere Forschungs- 
einrichtungen sollten diese Fragen unter dem Aspekt 
einer bestmöglichen Erhaltung der historischen Sub- 
stanz und der Nutzung vorhandener Infrastrukturen 
aufgreifen und zu praktikablen Lösungen beitragen, da- 
mit den Ursachen der Entvölkerung alter Stadtviertel 
wirksam entgegengetreten werden kann. 

Schließlich komme ich noch einmal auf den Punkt zu 
sprechen, der auf lange Sicht der wichtigste ist. Ich 
meine die Haltung der Bevölkerung zu den auf uns 
überkommenen Zeugnissen des Bauens, Wohnens, Ar- 
beitens und Lebens früherer Zeiten. Nur wenn es uns 
gelingt, vor allem die nachwachsenden Generationen 
von den positiven Aspekten dieser Uberlieferung wirk- 
lich zu überzeugen, ihnen das richtige Wertgefühl zu 
vermitteln, dann ist eine sinnvolle Erhaltung dieser 
Erbschaft auch in Zukunft gesichert. Hier wende ich 
mich an meine Kollegen im Amt des Kultusministers, 
damit möglichst noch in diesem Jahr in allen Ländern 
der Bundesrepublik nach einheitlichen Grundsätzen 
Schritte eingeleitet werden, um eine Einbeziehung die- 
ser Fragen in die Ausbildung der neuen Lehrer, in die 
Fortbildung schon tätiger Lehrer und in den Unterricht 
der Schulen zu gewährleisten. Hand in Hand damit 
sollte der Versuch gehen, an den Ausbildungsstätten für 
Städteplaner, Architekten und Bauingenieure ein Um- 
denken und eine Hinwendung der Ausbildung zu den 
Problemen und Werten des europäischen Architektur- 
erbes zu erreichen. 

Denn mehr als in einer permanenten Veränderung, die 
letztlich ins Bodenlose führt, liegt unsere Zukunft in 
der Erhaltung des Beständigen. 
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